
 

LANDESSOZIALGERICHT 

NIEDERSACHSEN-BREMEN  

 

IM NAMEN DES VOLKES 

URTEIL 

L 4 KR 454/11 
S 13 KR 70/10 Sozialgericht Osnabrück 

Verkündet am: 25. November 2014 

                            A. 
Justizangestellte 

als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 

In dem Rechtsstreit  

B. 

- Kläger und Berufungskläger - 

Prozessbevollmächtigte: 

Rechtsanwälte C. 

gegen 

D. 

- Beklagte und Berufungsbeklagte - 

Prozessbevollmächtigte: 

E. 

hat der 4. Senat des Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen auf die mündliche 

Verhandlung vom 25. November 2014 in Celle durch den Vorsitzenden Richter am 

Landessozialgericht F., den Richter am Landessozialgericht G., die Richterin am 

Landessozialgericht Dr. H. sowie den ehrenamtlichen Richter I. und die ehrenamtliche 

Richterin J. für Recht erkannt: 

Die Berufung wird zurückgewiesen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 

 

Die Revision wird nicht zugelassen. 
  



  Seite 2/8 

Tatbestand 

 

Der Kläger begehrt von der Beklagten die Versorgung mit einem Fahrrad mit Elektrounterstüt-

zung. 

 

Der Kläger ist bei der Beklagten gesetzlich krankenversichert. Er hat einen Schwerbehinder-

tenausweis mit einem Grad der Behinderung (GdB) von 80. Weiterhin liegen die Vorausset-

zungen für die Merkzeichen „G“, „B“ und „aG“ vor. Im März 2009 stellte der behandelnde Or-

thopäde K. die „fachärztliche Bescheinigung“ aus, wonach der Kläger wegen eines Zustandes 

nach Oberschenkelamputation rechts ein Fahrrad mit Elektrounterstützung benötige. Der Klä-

ger legte der Beklagten das Angebot der Firma Zweirad L. vom 27. März 2009 über ein Union 

E-Bike sowie ein „Invalidenteil“ zum Gesamtpreis von 2.164,-- Euro vor. Den Antrag des Klä-

gers vom Juni 2009 lehnte die Beklagte mit Bescheid vom 24. Juni 2009 ab. Zur Begründung 

führte sie aus, dass es sich bei einem Fahrrad mit Elektrounterstützung nicht um ein Hilfsmit-

tel, sondern um einen Gebrauchsgegenstand des täglichen Lebens handele. Die Kosten 

könnten daher nicht übernommen werden. Den Widerspruch des Klägers vom 10. Juli 2009 

wies die Beklagte zurück (Widerspruchsbescheid) vom 28. Januar 2010. 

 

Hiergegen hat der Kläger Klage erhoben, die am 25. Februar 2010 beim Sozialgericht (SG) 

Osnabrück eingegangen ist. Zur Begründung hat er vorgetragen, dass er noch berufstätig sei 

und das beantragte Fahrrad mit Elektrounterstützung für die Bewältigung des Weges zur Ar-

beit und zurück nach Hause, aber auch in seiner Freizeit benötige. 

 

Mit Gerichtsbescheid vom 23. August 2011 hat das SG die Klage abgewiesen. Zur Begrün-

dung hat es ausgeführt, dass der Kläger keinen Anspruch auf eine Versorgung mit einem 

Elektrofahrrad durch die Beklagte habe. Anspruchsgrundlage sei § 33 Abs. 1 Satz 1 Sozialge-

setzbuch Fünftes Buch (SGB V). Danach hätten Versicherte Anspruch auf Versorgung mit 

Seh- und Hörhilfen, Körperersatzstücken, orthopädischen und anderen Hilfsmitteln, die im 

Einzelfall erforderlich seien, um den Erfolg der Krankenbehandlung zu sichern, einer drohen-

den Behinderung vorzubeugen oder eine Behinderung auszugleichen, soweit die Hilfsmittel 

nicht als allgemeine Gebrauchsgegenstände des täglichen Lebens anzusehen oder nach § 34 

Abs. 4 SGB V ausgeschlossen seien. Gebrauchsgegenstände des täglichen Lebens seien 

unabhängig von deren Verbreitung und Kosten solche, die regelmäßig auch von Gesunden 
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benutzt würden und nicht speziell der Bekämpfung einer Krankheit und dem Ausgleich einer 

Behinderung dienten. Ausgehend hiervon sei ein Elektrofahrrad ein Gebrauchsgegenstand 

des täglichen Lebens, weil es von seiner Konzeption her mittlerweile nicht mehr vorwiegend 

für Kranke und Behinderte gedacht sei. Es könne und werde auch von Personen genutzt, de-

ren Gesundheitszustand das Stadium einer Krankheit oder Behinderung nicht erreicht habe. 

 

Gegen den am 29. August 2011 zugestellten Gerichtsbescheid hat der Kläger Berufung ein-

gelegt, die am 29. September 2011 beim Landessozialgericht (LSG) Niedersachsen-Bremen 

eingegangen ist. Er ist der Ansicht, dass er mit dem Fahrrad mit Elektrounterstützung in die 

Lage versetzt werde, weiterhin am Straßenverkehr teilzunehmen. Damit werde eine Behinde-

rung ausgeglichen. Darüber hinaus sei die Ansicht des SG falsch, dass es sich bei einem 

Fahrrad mit Elektrounterstützung um einen Gebrauchsgegenstand des täglichen Lebens han-

dele. 

 

Der Kläger beantragt, 

 

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Osnabrück vom 23. August 2011 sowie den 

Bescheid der Beklagten vom 24. Juni 2009 in Gestalt des Widerspruchsbescheides 

vom 28. Januar 2010 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, ihm ein Fahrrad mit 

Elektrounterstützung nach dem Angebot der Firma Zweirad Menken vom 27. März 

2009 zu gewähren. 

 

Die Beklagte beantragt, 

 

 die Berufung zurückzuweisen. 

 

Sie hält den angefochtenen Gerichtsbescheid für zutreffend. 
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Wegen der weiteren Einzelheiten des Rechtsstreits wird auf die Gerichts- sowie die Verwal-

tungsakten der Beklagten verwiesen, die Gegenstand der mündlichen Verhandlung gewesen 

sind. 

 

Entscheidungsgründe 

 

Die zulässige Berufung des Klägers ist nicht begründet.  

Der Gerichtsbescheid des SG Osnabrück vom 23. August 2011 sowie der angefochtene Be-

scheid der Beklagten sind zutreffend. Der Kläger hat keinen Anspruch auf Gewährung eines 

Fahrrades mit Elektrounterstützung gemäß § 33 SGB V. Wie das SG zu Recht ausgeführt hat, 

haben Versicherte gemäß § 33 Abs. 1 Satz 1 SGB V Anspruch auf Versorgung mit Hörhilfen, 

Körperersatzstücken, orthopädischen und anderen Hilfsmitteln, die im Einzelfall erforderlich 

sind, um den Erfolg der Krankenbehandlung zu sichern, einer drohenden Behinderung vorzu-

beugen oder eine Behinderung auszugleichen, soweit die Hilfsmittel nicht als allgemeine Ge-

brauchsgegenstände des täglichen Lebens anzusehen oder nach § 34 Abs. 4 SGB V ausge-

schlossen sind. Dabei hat das SG zu Recht darauf abgestellt, dass es sich bei dem Fahrrad 

mit Elektrounterstützung um einen Gebrauchsgegenstand des täglichen Lebens handelt. Zur 

Vermeidung von Wiederholungen nimmt der Senat auf die zutreffenden Ausführungen in den 

Entscheidungsgründen des angefochtenen Gerichtsbescheides Bezug. 

 

Lediglich ergänzend weist der Senat darauf hin, dass das Fahrrad mit Elektrounterstützung 

auch nicht zum Behinderungsausgleich erforderlich ist. Dieser in § 33 Abs. 1 Satz 1 SGB V 

als dritte Variante genannte Zweck eines von der gesetzlichen Krankenkasse zu leistenden 

Hilfsmittels  bedeutet nicht, dass über den Ausgleich der Behinderung als solche hinaus auch 

sämtliche direkten und indirekten Folgen der Behinderung auszugleichen wären (sog. mittel-

barer Behinderungsausgleich). Aufgabe der gesetzlichen Krankenversicherung ist allein die 

medizinische Rehabilitation, also die möglichst weitgehende Wiederherstellung der Gesund-

heit und der Organfunktionen einschließlich der Sicherung des Behandlungserfolges, um ein 

selbstständiges Leben führen und die Anforderungen des Alltags meistern zu können. Eine 

darüber hinausgehende berufliche oder soziale Rehabilitation ist hingegen Aufgabe anderer 

Sozialleistungssysteme. Ein Hilfsmittel ist von der gesetzlichen Krankenversicherung daher 

nur zu gewähren, wenn es die Auswirkungen der Behinderung im gesamten täglichen Leben 

beseitigt oder mildert und damit ein allgemeines Grundbedürfnis des täglichen Lebens betrifft. 

Nach ständiger Rechtsprechung gehören zu den allgemeinen Grundbedürfnissen des tägli-
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chen Lebens das Gehen, Stehen, Sitzen, Liegen, Greifen, Sehen, Hören, Nahrungsaufneh-

men, Ausscheiden, die elementare Körperpflege, das selbstständige Wohnen sowie das Er-

schließen eines gewissen körperlichen und geistigen Freiraums (vgl. Urteil des BSG vom 12. 

August 2009, Az.: B 3 KR 11/08 R, in SozR 4-2500 § 33 Nr. 25). 

 

Das hier alleine in Betracht kommende Grundbedürfnis des „Erschließens eines gewissen 

körperlichen Freiraums“ hat die Rechtsprechung des Bundessozialgerichts schon seit den 

1990er Jahren immer nur im Sinne eines Basisausgleichs der Behinderung selbst und nicht im 

Sinne des vollständigen Gleichziehens mit den letztlich unbegrenzten Möglichkeiten des Ge-

sunden verstanden. Zwar hat das BSG die Bewegungsfreiheit als allgemeines Grundbedürfnis 

bejaht, dabei aber nur auf diejenigen Entfernungen abgestellt, die ein Gesunder üblicherweise 

noch zu Fuß zurücklegt. Später hat das BSG dies auf die Fähigkeit präzisiert, sich in der eige-

nen Wohnung zu bewegen und die Wohnung zu verlassen, um bei einem kurzen Spaziergang 

„an die frische Luft zu kommen“ oder um die - üblicherweise im Nahbereich der Wohnung lie-

genden - Stellen zu erreichen, an denen Alltagsgeschäfte zu erledigen sind (z.B. Supermarkt, 

Arzt, Apotheke, Geldinstitut, Post etc.). Soweit überhaupt die Frage eines größeren Radius 

über das zu Fuß Erreichbare hinaus aufgeworfen worden ist, sind schon immer zusätzliche 

qualitative Momente verlangt worden. So hat das BSG im Urteil vom 16. April 1998 (Az.: B 3 

KR 9/97 R in SozR 3-2500 § 33 Nr. 27 - Rollstuhl-Bike für Jugendliche) zwar diejenigen Ent-

fernungen als Maßstab genommen, die ein Jugendlicher mit dem Fahrrad zurücklegt. Das die 

Mobilität über den Nahbereich hinaus ermöglichende Hilfsmittel ist dabei nicht wegen dieser - 

rein quantitativen - Erweiterung, sondern wegen der dadurch geförderten Integration des be-

hinderten Klägers in seiner jugendlichen Entwicklungsphase in den Kreis gleichaltriger Ju-

gendlicher zugesprochen worden. Bei Schulkindern war auch immer schon nicht die „Fortbe-

wegung auch in Orten außerhalb des Wohnortes“, sondern die Ermöglichung des Schulbe-

suchs der maßgebliche Gesichtspunkt gewesen. Für den so gezogenen räumlichen Bewe-

gungsradius besteht ein Anspruch auf die im Einzelfall für den gebotenen Behinderungsaus-

gleich ausreichende, zweckmäßige und wirtschaftliche Hilfsmittelversorgung, nicht jedoch auf 

eine Optimalversorgung. 

 

Wie das BSG in ständiger Rechtsprechung entschieden hat (vgl. Beschluss des BSG vom 22. 

April 2009, Az.: B 3 KR 54/08 B, abgedruckt in juris) liegt bei der Vergrößerung des Aktionsra-

dius über den Nahbereich hinaus, um den es hier geht, gerade kein Behinderungsausgleich 

vor, den die beklagte Krankenkasse schuldet. Das Radfahren als spezielle Art der Fortbewe-

gung ist vom BSG nicht als Grundbedürfnis anerkannt worden. Dem Grundbedürfnis auf Fort-
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bewegung ist schon dann Genüge getan, wenn ein Selbstfahrerrollstuhl im Nahbereich be-

wegt werden kann, selbst wenn das im Straßenverkehr nur unter Aufsicht möglich ist. Von der 

gesetzlichen Krankenversicherung nicht geschuldet wird das Ermöglichen von Freizeitbe-

schäftigungen wie Wandern, Dauerlauf, Ausflüge u.ä.. Dies schließt dabei nicht aus, dass 

einem Versicherten ein Hilfsmittel, das eine dem Radfahren vergleichbare Art der Mobilität 

ermöglicht, zu gewähren ist, wenn damit zugleich auf andere Weise ein Grundbedürfnis erfüllt 

wird, wie dies bei einem Handybike für den Rollstuhl eines Jugendlichen zur Integration in den 

Kreis von Gleichaltrigen der Fall ist. 

 

Da das Fahrradfahren an sich nicht als Grundbedürfnis anerkannt ist, kann der Kläger keinen 

Anspruch gegenüber der Beklagten aus § 33 SGB V auf das begehrte Hilfsmittel geltend ma-

chen. Aus diesem Grund ist die Berufung zurückzuweisen. 

 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 193 SGG. 

 

Ein gesetzlicher Grund, die Revision zuzulassen, liegt nicht vor (§ 160 Abs. 2 SGG). 
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R E C H T S M I T T E L B E L E H R U N G  U N D  E R L Ä U T E R U N G E N  Z U R  

P R O Z E S S K O S T E N H I L F E  

 

I .  R E C H T S M I T T E L B E L E H R U N G  

 

Diese Entscheidung kann nur dann mit der Revision angefochten werden, wenn sie nachträglich vom Bundessozi-
algericht zugelassen wird. Zu diesem Zweck kann die Nichtzulassung der Revision durch das Landessozialgericht 
mit der Beschwerde angefochten werden. Die Beschwerde ist von einem bei dem Bundessozialgericht zugelasse-
nen Prozessbevollmächtigten innerhalb eines Monats nach Zustellung der Entscheidung schriftlich oder in elekt-

ronischer Form beim Bundessozialgericht einzulegen. Sie muss bis zum Ablauf der Monatsfrist beim Bundessozi-
algericht eingegangen sein und die angefochtene Entscheidung bezeichnen. Die Beschwerde in schriftlicher Form 
ist zu richten an das Bundessozialgericht, Graf-Bernadotte-Platz 5, 34119 Kassel bzw. das Bundessozialgericht, 
34114 Kassel (nur Brief und Postkarte).Die elektronische Form wird nur durch eine qualifiziert signierte Datei ge-
wahrt, die nach den Maßgaben der "Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr beim Bundessozialge-
richt" in das elektronische Gerichtspostfach des Bundessozialgerichts zu übermitteln ist. Die hierfür erforderliche 
Software kann über das Internetportal des Elektronischen Gerichts- und Verwaltungspostfachs (www.egvp.de) 
lizenzfrei heruntergeladen werden. Dort können auch weitere Informationen über die Rechtsgrundlagen, Bearbei-
tungsvoraussetzungen und das Verfahren des elektronischen Rechtsverkehrs abgerufen werden.  

Als Prozessbevollmächtigte sind nur zugelassen 

1. Rechtsanwälte, 

2. Rechtslehrer an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule eines Mitgliedstaates der Europäi-

schen Union, eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder 

der Schweiz, die die Befähigung zum Richteramt besitzen, 

3. selbstständige Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial- oder berufspolitischer Zwecksetzung für ihre 

Mitglieder, 

4. berufsständische Vereinigungen der Landwirtschaft für ihre Mitglieder, 

5. Gewerkschaften und Vereinigungen von Arbeitgebern sowie Zusammenschlüsse solcher Verbände für ihre 

Mitglieder oder für andere Verbände oder Zusammenschlüsse mit vergleichbarer Ausrichtung und deren Mit-

glieder, 

6. Vereinigungen, deren satzungsgemäße Aufgaben die gemeinschaftliche Interessenvertretung, die Beratung 

und Vertretung der Leistungsempfänger nach dem sozialen Entschädigungsrecht oder der behinderten Men-

schen wesentlich umfassen und die unter Berücksichtigung von Art und Umfang ihrer Tätigkeit sowie ihres 

Mitgliederkreises die Gewähr für eine sachkundige Prozessvertretung bieten, für ihre Mitglieder, 

7. juristische Personen, deren Anteile sämtlich im wirtschaftlichen Eigentum einer der in den Nrn. 3 bis 6 be-

zeichneten Organisationen stehen, wenn die juristische Person ausschließlich die Rechtsberatung und Pro-

zessvertretung dieser Organisation und ihrer Mitglieder oder anderer Verbände oder Zusammenschlüsse mit 

vergleichbarer Ausrichtung und deren Mitglieder entsprechend deren Satzung durchführt, und wenn die Or-

ganisation für die Tätigkeit der Bevollmächtigten haftet. 

Die Organisationen zu den Nrn. 3 bis 7 müssen durch Personen mit Befähigung zum Richteramt handeln. Behör-
den und juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen 
Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse sowie private Pflegeversicherungsunternehmen können sich durch eige-
ne Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt oder durch Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt anderer 
Behörden oder juristischer Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffent-
lichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse vertreten lassen. Ein Beteiligter, der nach Maßgabe der Nrn. 1 bis 
7 zur Vertretung berechtigt ist, kann sich selbst vertreten. Die Beschwerde ist innerhalb von zwei Monaten nach 

Zustellung der Entscheidung von einem zugelassenen Prozessbevollmächtigten schriftlich oder in elektronischer 
Form zu begründen. 
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In der Begründung muss dargelegt werden, dass 

 

- die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat oder 

- die Entscheidung von einer zu bezeichnenden Entscheidung des Bundessozialgerichts, des Gemeinsamen 

Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts abweicht und auf dieser 

Abweichung beruht oder 

- ein zu bezeichnender Verfahrensmangel vorliegt, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann. 

Als Verfahrensmangel kann eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs. 1 Satz 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) 
nicht und eine Verletzung des § 103 SGG nur gerügt werden, soweit das Landessozialgericht einem Beweisantrag 
ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist.  

 

 

I I .  E R L Ä U T E R U N G E N  Z U R  P R O Z E S S K O S T E N H I L F E  

 
Für das Beschwerdeverfahren gegen die Nichtzulassung der Revision kann ein Beteiligter Prozesskostenhilfe zum 
Zwecke der Beiordnung eines Rechtsanwalts beantragen. Der Antrag kann von dem Beteiligten persönlich gestellt 
werden; er ist beim Bundessozialgericht schriftlich oder in elektronischer Form (s.o.) einzureichen oder mündlich 
vor dessen Geschäftsstelle zu Protokoll zu erklären. Dem Antrag sind eine Erklärung des Beteiligten über seine 
persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse (Familienverhältnisse, Beruf, Vermögen, Einkommen und Lasten) 
sowie entsprechende Belege beizufügen; hierzu ist der für die Abgabe der Erklärung vorgeschriebene Vor-
druck zu benutzen. Der Vordruck ist kostenfrei bei allen Gerichten erhältlich. Er kann auch über das Internetportal 

des Bundessozialgerichts (www.bsg.bund.de) heruntergeladen und ausgedruckt werden. Im Rahmen des elektro-
nischen Rechtsverkehrs ist der Vordruck in Papierform auszufüllen, zu unterzeichnen, einzuscannen, qualifiziert zu 
signieren und dann in das elektronische Gerichtspostfach des Bundessozialgerichts zu übermitteln (s.o.). Falls die 
Beschwerde nicht schon durch einen zugelassenen Prozessbevollmächtigten eingelegt ist, müssen der Antrag auf 
Bewilligung von Prozesskostenhilfe und die Erklärung über die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse 
nebst den Belegen innerhalb der Frist für die Einlegung der Beschwerde beim Bundessozialgericht eingegangen 
sein. Ist dem Beteiligten Prozesskostenhilfe bewilligt worden und macht er von seinem Recht, einen Rechtsanwalt 
zu wählen, keinen Gebrauch, wird auf seinen Antrag der beizuordnende Rechtsanwalt vom Bundessozialgericht 
ausgewählt. 

 

I I I .  E R G Ä N Z E N D E  H I N W E I S E  

 
Der Beschwerdeschrift und allen folgenden Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten 
beigefügt werden. Das Bundessozialgericht bittet darüber hinaus um zwei weitere Abschriften. Dies gilt 
nicht im Rahmen des elektronischen Rechtsverkehrs. 

(RMB LSG Entscheidung ohne zugelassene Revision (Inland) Stand 4/2012) 

 

F.     G.   Dr. H. 


